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Alle Derhaundiungsperſuce geſcheitert

öchwerwiegende innerpolitiſche Folgen,
Berlin, 18. Oktober. Bei der Demarche des deutſchen Ge

ſchäftsträgers iſt durch Poineare die völlige Ablehnung aller
rhand lungen über die Wiederaufnahme der Arbeit m

Ruhrgebiet und über die Regelung der Reparationsfrage er
folgt. Die franzöſiſche Regierung iſt offenbar ber der Ab-
lehnung aller Verhandlungen davon ausgegangen, daß die
ernſten Darlegungen des deutſchen Geſchäftsträgers nicht
mit den Tatſachen übereinſtimmen.

In Wirklichkeit iſt Deutſchland weder in der Lage, die
Finanzierung der Wiederaufnahme der Arbeit im Ruhrge-
biet von Reichs wegen in die Hand zu nehmen, noch kann
Deutſchland weitere Unterſtützungen über den 21. Oktober
hinaus ins Ruhrgebiet ſchicken.

Das wird auch in den Verhandlungen zum Ausdruck
kommen, die die Reichsregierung ſicher noch mit den Ver-
tretern des Ruhrgebiets in den nächſten Tagen wird führen
müſſen. Für Deutſchland iſt nunmehr eine ernſte, aber auch
völlig klare Sitnation gegeben. Es wird keine Reparationen
oder irgendwelche Sachleiſtungen ſtellen können, ſolange
Deutſchland nicht die freie Verfügung über das Ruhrgebiet
in der Hand hat.

Nachdem der deutſchen Regierung dauernd Forderungen
geſtellt werden, die unerfüllbar ſind, würde ſie wider
beſſere Vernunft handeln, wenn ſie nach allen
franzöſiſchen Zwangsmaßnahmen noch einmal auf ein
e gentommen Frankreichs und eine Verſtändigung rechnen
würde.

Schließlich kann die deutſche Regierung ſchon aus dem
Grunde irgendwelche weiteren Laſten vor einer Rückgabe des
Ruhrgebietes nicht übernehmen, weil nunmehr auch

im Junern brutale Maßnahmen
zwecks Ausgleichung des Reichsetats getroffen werden müſ-
ſen. Trotz aller Steuern konnte in den letzten Wochen
eine Beſſerung der Finanzlage des Reiches nicht durchgeſetzt
werden. Die Summen, die in wertbeſtändiger Form dem
Reiche bei der Begründung der Rentenbank zur Verfügung
geſtellt werden, können nur dann die dringend notwendige
Regelung im Haushalt des Reiches herbeiführen, wenn gleich
zeitig die umfaſſendſten Sparſamkeitsmaßnahmen durnchge-
führt werden.

Das wird wahrſcheinlich nicht nur Ein ſchränkun-
gen des Eiſenbahnverkehr s und des Poſtver-
kehrs, ſoweit Unrentabilität vorliegt, ſondern auch
direkte Beamtenentlaſſ ungen zur Folge haben,
über deren ſoziale und wirtſchaftliche Aus-
wiürkungen man ſich heute noch keine Vor
ſtellung en machen kann.

Die erſte Aufgabe der deutſchen Regierung wird nunmehr
in der Wiederherſtellung der politiſchen, wirtſchaftlichen und
finanziellen Ordnung im Jnnern des Reiches beſtehen, und
der franzöſiſchen Regierung wird durch die ſchroffe Form
der Ablehnung, die Poincare gewählt hat, die volle Verant-
wortung dafür zufallen, daß im Ruhrgebiet nach der am
21. Oktober erfolgenden Einſtellung der Lohnſichsrungen ein
Wirrwarr entſtehen muß, den zu meiſtern die franzöſiſche
Regierung wahrſcheinlich am allerwenigſten in der Lage
ſein wird. An die Ablehnung Poincares werden ſich
weitere diplomatiſche Maßnahmen der Reichsregierung an
ſchließen, die endgiltige Klarheit über die Stellungnahme
Englands u. Jtaliens bringen werden, da bei allen an der
Reparation beteiligten Mächten auch die Frage akut wird, ob
ſie die völllge Vernichtung jeder Reparationsmöglichkeit

die franzöſiſchen Maßnahmen im Ruhrgebiet dulden

600 000 Beumten-Entluſjungen?
Wie wir hören, wird die Vereinfachung des ſtaatlichen

Verwaltungsapparates ſich auf alle Behörden erſtrecken.
Ganz beſonders werden die öffentlichen Verkehrsunterneh-
mungen Eiſenbahn und Poſt reorganiſiert werden.
Bei der Eiſenbahnverwaltung wird die Zugfolge auf das
motwendigſte Maß beſchränkt werden. Gegenwärtig wird
die Beſetzung der Perſonenzüge auf allen Strecken geprüft.
Weniger beſetzte, un wirtſchaftliche Züge werden aufge-
hoben werden. Durch die auf dieſe Weiſe erzielten Ma
terial- und Kohlenerſparniſſe wird bereits ein weſentlicher
Vorteil erreicht werden.

Was den Abbau des BVeamtenperſonals betrifft, ſo ſoll
nach dem Entwurf des dem Reichsrat vorliegenden Beamten-
abbaugeſetzes die Zahl der Staatsangeſtellten um 400 000
planmäßige und 200 000 außerplaumäßige Kräfte verringert
werden.

Verſchärfung des ſächſiſchen Konfliktes.
Unruhen aller Art

Von allen Seiten häufen ſich die bedrohlichen Meldungen
über. Unruhen aller Art, ſo z. B. neuerdings aus Plauen.
Im Schwarzenberger Bezirk funktioniert die Bahn nicht mehr.
Die Parole zum Generalſtreik wird immer unverblümter
ausgegeben. Jn Aue hat man nach berühmtem Muſter Villen
inhaber verhaftet. Ein Teil der Induſtriellen verlßt
Sachſen, weil er ſich dort nicht mehr ſicher fühlt. Die Auf
rufe der kommuniſtiſchen Miniſter ſind geradezu unerhört.

Weitere jnformalionen gus Beplin,
Nachdem der ſächſiſche Miniſterpräſident Dr. Zeigner dem

Befehlshaber des Wehrfkreiſes 4. nicht zu antworten für
nötig befunden hat, wird General von Müller weitere Jn-
formationen in Berlin einholen.

Dieſe Jnſtruktionen werden ſich wahrſcheinlich in dem
Rahmen bewegen, daß zunächſt zur Sicherung des Lebens
der in den ſächſiſchen Jnduſtriegebieten mit den wüſteſten
Terrormaßnahmen bedrängten Induſtriellen Reichswehr nach
Chemnitz, Plauen ufw. gelegt werden. Von einer Reichs
exehution im Sinne eines Angrifſes auf die ſächſiſche Re
gierung kann natürlich keine Rede ſein. Sollte der Verſtär-
kung der Reichswehr Widerſtand entgegengeſetzt werden, ſo
werden dieſe Maßnahmen mit Gewalt durchgeſetzt werden
müſſen.

Die Behauptung des ſächſiſchen Miniſterpräſidenten, daß
die eigen die ſcharfen Maßnahmen erſt angeordnet
habe, nachdem Bayern ſie in einer Note gefor-
dert habe, iſt völlig falſch. Maßgebend für die
Haltung Der Reichsregierung iſt ſtets die Lage in Sachſen

weſen. So iſt die ſächſiſche Polizei dem Reichswehr-
mmando erſt unterſtellt, worden, als Mitglieder der kom

muniſtiſchen Partei, die dem ſächſiſchen Kabinett ſehr nahe

ſtehen, innerhalb der Polizei z um Kampf gegen die
Reichsregierung und gegen die Reichswehr
auf gefordert haben.

Auflöſung der proletariſchen Hundertſchaften.
Wie verlautet, hat der Reichswehrminiſter nun

mehr an General Müller die Jnſtruktion ergehen laſſen,
die ſächſiſchen proletariſchen Hundertſchaften aufzulöſen.
Dieſer Befehl ſoll zunächſt mit Hilfe der ſächſiſchen Schupo
durchgeführt werden. Sollten ſich dabei Widerſtände
ergeben oder ſollte ſich herausſtellen, daß die Schupo nicht
ſtark genug iſt, um dieſe Abhtion durchzuführen, ſo wird
auch Reichswehr herangezogen werden.

Dr. 3eigner „enthüllt“.
Dresden, 19. Okt. Der Sächſiſche Landtag beriet heute

über den kommuniſtiſchen Antrag, bei der Reichsregierung
den Rücktritt des Reichswehrminiſters Geßlers zu ſorbern.
Miniſterpräſident Dr. Zeigner erklärte u. a., daß das
Reich eine illegale Armee habe, allerdings, wie es ſcheine,
ohne daß die Reichsregierung davon wiſſe. Ende September
und Anfang Oktober hätten rings um Berlin an zahlreichen
Orten derartige ſchwarze Organiſationen ſich erheben wollen,
was nur durch die preußiſche Landespolizei verhindert wor-
den ſet. Jm Lager zu Königsbrück ſeien Mitglieder einer
olchen ſchwarzen h in dieſem Sommer mehrere

ochen lang ausgebildet worden. Hunderte und Tauſende
von Angehörigen dieſer illegalen Organiſationen ſeien in
dieſen Tagen in die Reichswehr eingezogen und bewaffnet
worden, in Leipzig allein 1500 Mann. Der Prozeß gegen
die Deutſchvölkiſche Partei habe e ergeben, daß der
Reichskanzler Cuno eine ſchwarze Reichswehr unter Luden-
vorff, LettowzVorbeck und Märker im Sommer dieſes Jahresgebildet oder mindeſtens geduldet habe.

Deutſchnationale Abgeordnete nahmen gegen dieſe Angaben
ſchärfſtens Stellung. Sie wurden von der ganzen Linken
mit ungeheurem Lärm aufgenommen. Die Deutſchnationalen
verließen darguf den Sitzungsſaal.

163. Jahrgang.

Die Lage der rheiniſch- weſtfäliſchen Großinduſtrie

Die Großinduſtrie des beſetzten Gebietes hat mit der
Ruhraktion keine Geſchäfte gemacht, ſondern ſie hat ſich
wirtſchaftlich vollkommen ruiniert, da die nur zum 6. Teil
entſchädigten Verluſte die Vermögensſubſtanz weitgehend
zerſtört haben. Die Betriebsaufnahme wird verhältnismäßig
einfach vor ſich gehen können bei den reinen Kohlengruben,
abgeſehen von den Koksöfen, ſoweit dieſe infolge plötz-
licher Beſetzung ſofort ſtillgelegt werden mußten; in dieſen
Fällen können noch Wochen bis zur Betriebsaufnahme ver-
gehen. Schwieriger liegen die Verhältniſſe bei den Hütten
werken, da dieſe auf die vorherige Zufuhr von Koks und
Erz ſowie auf die Räumung der bis oben voll liegenden

„Läger angewieſen ſind. Am ſchlimmſten liegen die Dinge bei
den verarbeitenden Betrieben; viele von ihnen werden ſich
gänzlich neu einſtellen, günſtigſtenfalls aber viele Wochen
auf die Zufuhr des Verarbeitungsmaterials warten müſſen.
Für alle Betriebe gleichmäßig gilt die Vorausſetzung der
ſofortigen Regelung der Verkehrsfrage, an die jedoch kaum
zu denken iſt. Ebenſo ſchwierig iſt das Problem der Cre-
ditbeſchaffung: bisher war von den Banken einſchließlich
der Reichsbank Credit in genügendem Umfange nicht zu
erhalten; die für die Bereitſtellung kleiner Credite ge-
forderten Bedingungen waren kaum erſchwingbhar. Kaum
ein Werk verfügt über genügende Aufträge; mit dem Herein-
kommen größerer Aufträge iſt angeſichts der Preishöhe

m zu rechnen. Schließlich ſpielt auch eine ſehr wichtige
Rolle die Lohnfrage. Jn der rheiniſch- weſtfäliſchen Eiſen
induſtrie wird für die zweite Oktoberwoche das 28 000 fache
des Märzlohnes gezahlt. Damit ſind die Löhne weit über
den Durchſchnitt des unbeſetzen Deutſchland geſtiegen (doppelt
ſo hoch als z. B. in Berlin); auch die wenigen noch
arbeitenden Betriebe werden deshalb wahrſcheinlich bald
zum Erliegen kommen. Die Eiſeninduſtrie kann wegen
völliger Erſchöpfung der eigenen Mittel nur die vom Reich
angewieſenen Beträge, d. h. 60 Prozent des vollen Lohnes
zahlen; auch für die Angeſtellten wird demnächſt eine Ver-
kürzung der Bezüge eintreten müſſen.

Dieſe Maßnahmen werden nicht ohne zwingenden Grund
durchgeführt. Die Rückſicht auf die Erhaltung des Stammes
der Belegſchaft und auf die Möglichkeit größerer Unruhen
in dem völlig ſchutzloſen Gebiet verbieten an ſich ſchon
jedes zu ſcharfe Vorgehen. Außerdem ſind für dieſe Maß-
nahmen die von Berlin gekommenen Richtlinien beſtimmend
geweſen; ſie laufen hinaus auf das Verlangen des ſchnellſten
Abbaues aller bisher gegebenen Unterſtützungen. Die An-
weiſungen gehen ſoweit, daß den gegen ſie handelnden
Stellen völlige Unterſtützungsſperre angedroht wird. Trotz
der im beſetzten Gebiet herrſchenden höheren Preiſe will
Berlin die Erwerbsloſenſätze ſchnellſtens auf die niedrigen
Bezüge des unbeſetzten Gebietes herabdrücken. Angeſichts
dieſer Lage müſſen alle Werke ſchon ſehr bald zu um-
fangreichen Kündigungen ſchreiten; allerdings handelt es
ſich um keine Maßnahme von Dauer, ſondern nur um das
Beſtreben, klare Lage zu ſchaffen.

Daß der Plan des Ruhrbergbaues, durch verlängerte
Arbeitszeit eine Förderſteigerung herbeizuführen, nicht
zur Durchführung gelangt, iſt zu bedauern; denn ſein Ge-
lingen war eine Hauptvorausſetzung für die Brennſtoffver-
ſorgung und damit für die Arbeitswiederaufnahme des
beſetzten Gebietes, zumal die Befürchtung, daß auch jetzt
wieder die geförderten Mengen beſchlagnahmt worden wären,
als hinfällig bezeichnet werden kann. Was überhaupt die
Verhandlungen der Ruhrinduſtrie mit der Beſatzungsbehörde
angeht, ſo iſt das erfreuliche Moment bei ihnen, daß durch ſie
die Verhandlungen, die die Berliner Regierung nicht zu
ſtande bringen konnte, endlich in Gang gekommen ſind. Darin
liegt ein weſentlicher Fortſchritt; eine wichtige Rolle ſpielt
dabei das Moment, daß auch den Franzoſen ſehr viel an
ſchnellſter Wiederaufnahme der Produktion zu liegen ſcheint.
Darüber wird freilich noch Klarheit zu ſchaffen ſein.

„Köbruch“ der dinlomatiſchen Beziehungen
zwiſchen suchen und Bauern,

München, 18. Oktober. Nach der Entlaſſung des hie-
ſigen ſächſiſchen Geſchäftsträgers aus dem ſächſiſchen Staats
dienſt hat das bayeriſche Außenminiſterium dem ſächſiſchen
Außenminiſterium mitteilen laſſen, daß es keinen neuen
h Beamten werde, ſolange in der ſäch
iſchen Regierung die kommuniſtiſche Partei vertreten iſt.

Zugleich wurde der bayeriſche Geſandte bei der ſächſiſchen
Regierung abberufen.

Veſchlagnahme kommuniſtiſcher Broſchüren.
München, 18. Oktober. Die Münchener Polizei hat bei

einer neuen Suche nach kommuniſtiſchem Material eine Menge
kommuniſtiſcher Schriften und Broſchüren beſchlagnahmt.



Auch in Bayern rumort es
München, 18. Oktober. Bei den Erwerbsloſen Unruhen

in Neuſtadt (Pfalz) wurden 18 Perſonen verletzt. Davon
iſt eine geſtorben. General de Metz hat rege der Unruhen
die Sperrung des Straßenverkehrs und das Verbot von
Verſammlungen angeordnet.

München, 18. Oktober. Jm Laufe des geſtrigen Nach-
mittags und Abends fanden Anſammlungen am Münchener
Viktualienmarkt und vor verſchiedenen Metzgerläden ſtatt.
Verſchiedene Metzger hatten die neuen Verkaufspreiſe ent-
ſprechend den am Vormittag gezahlten Forderungen, die der
Goldmark angeglichen ſind, in ihren Läden angeſchrieben,
was den Käufern und Vorüberkommenden zu erregten
Aeußerungen Anlaß gab. Infolge der immer größer wer-
denden Anſammlungen zogen es die Metzger vor, die Läden
zu ſchließen. Herbeigeruſene Schutzpolizeimannſchaften wirkten
beruhigend auf die Menge ein, die ſich hierauf wieder lang
ſam zerſtreute. Auch in anderen Stadtgegenden gab es in-
folge der ungeheuer geſtiegenen Fleiſchpreiſe erregte De
batten und Aufläufe.

Die Mannheimer Krawulle,
Mehrere Todesopfer.

Mannheim, 18. Oktober. Jm Laufe des geſtrigen Tages
kam es in verſchiedenen Stadtteilen zu Zuſammenſtößen mit
der Polizei, die Plünderungen, wenn auch nicht Sachbe-
ſchädigungen verhüten konnte. Bei der Säuberung der
Straßen ſind zahlreiche Perſonen verletzt worden. Die
Zahl der Todesopfer läßt ſich noch nicht feſtſtellen.

Mißglückter Generalſtreik.
Mannheim, 18. Oktober. Auch geſtern iſt es in Mannheim

wieder zu zahlreichen Zuſammenſtößen gekommen. Es han-
delt ſich allem Anſcheine nach hier nicht nur um Lebens-
mittelkrawalle, ſondern um eine durch die Kommuniſten
vorbereitete Aktion, durch die die Gewerkſchaften vor die
Alternative geſtellt lerden ſollen, entweder die politiſchen
Abſichten der Kommuniſten zu unterſtützen oder die Leitung

nz aus den Händen z geben. Die Betriebsrätezentralehatte daher zum Generalſtreik aufgernfen, der von Mittwoch

10 Uhr bis heute früh andauern und mit Ausnahme des
Waſſerwerks alle Betriebe umfaſſen ſollte. Der Generalſtreik
iſt aber, da die Gewerkſchaften ihn einſtimmig ablehnten,
mißglückt. Gas und Strom waren vorhanden, aber es
iſt zu Teilſtreiks von erheblichem Umfange gekommen. An
der Neckarbrücke kam es zu einem Zuſammenſtoß, bei dem
es zahlreiche Verletzte gab. Als die Tumultuanten über die
Brücke zurückweichen wollten, wurde ihnen von den Fran-
zoſen der Rückweg verſperrt, dadurch gelang es der Polizei,
über 100 Perſonen feſtzunehmen und zu entwaffnen. Das
Wirtſchaftsleben ruht vollſtändig. Die meiſten Geſchäfte
halten geſchloſſen, die Straßenbahn verkehrt nicht.

Mannheim, 19. Oktober. Infolge der Unruhen der letzten
Tage hat der badiſche Innenminiſter über Mannheim den
Ausnahmezuſtand verhängt.
Noch keine Einigung zwiſchen Stinnes und Degoutte.

Paris, 18. Oktober. Hugo Stinnes hat geſtern vormittag
die Okkupationsbehörde in Düſſeldorf aufgeſucht. Der „Petit
Pariſien“ ſchreibt über dieſen Beſuch: Hugo Stinnes und
die Herren Klöckner und Vögeler wünſchten den Di-
rektor der Müeum, Heryn Franzen, zu ſprechen. Da
dieſer aber zurzeit in Paris weilt, wurden ſie von ſeinem
Vertreter, Herrn Nevejans, empfangen. Gleich zu Ein
gang der Unterredung ſpielte der deutſche Jnduſtrkelle auf
die Erklärung Dr. Streſemanns an, wonach die Reichsregie-
rung ſich außerſtande ſähe, die Ruhrinduſtriellen für ihre
Materialleiſtungen an Frankreich zu entſchädigen. Herr
Stinnes erklärte auf Fragen des Herrn Nevejans: „So-
lange die Reichsregierung uns nicht für die Zurückerſtattung
Gewähr bietet, können wir nicht an die Wiederaufnahme
der Lieferungen irgendwie denken.“

Not und Plünderungen im Ruhrgebiet.
Das Wolffſche Telegraphen-Büro teilt aus Düſſeldorf

mit: Dem Vernehmen nach werden die Beſprechungen der
geehrten in Düſſeldorf mit General Degoutte fort
geſetzt.

Gelſenkirchen, 18. Oktober. Geſtern mittag kam es wieder
zu Unruhen auf dem zum Mannesmannkonzern gehören
den Walzwerk. Hier drangen die Frauen der Werks-
angehörigen in die Fabrikanlagen ein und ſtürmten das
Verwaltungsgebäude. Sie wurden durch Werksangehörige
verſtärkt, die ihre Arbeitsſtätten verließen und ſich ihren
demonſtrierenden Frauen anſchloſſen. Jm Hauptverwaltungs
gebäude wurden ſtarke Verwüſtungen angerichtet. Der alar-
mierten Polizei gelang es, das Werk zu ſänbern. Nachdem
die Polizei mit Steinen beworfen wurde, machte ſie von der
Waffe Gebrauch. Zwei Arbeiter wurden ſchwer verletzt in
das Krankenhaus eingeliefert. Gegen drei Uhr war die Ruhe
wieder hergeſtellt. Die Not der Bevölkerung an Lebens-
mitteln nimmt ſtändig zu. Ge ſchloſſene Trupps ziehen
alltäghich auf die umliegenden Güter, um Kartoffeln in.
großen Mengen abzuernten. Die Polizei iſt gegen dieſes
Treiben machtlos. Das gleiche wird aus der Gegend von
Bochum gemeldet, wo bei einem Gutsbeſitzer die Menge
in die Stallungen eindrang, um eine Kuh abzus
ſchlach ten. Die anweſenden Knechte wurden gezwungen,
Kartoffeln auf mitgebrachte Fahrzeuge aufzuladen und nach
den Wohnungen der Plünderer abzufahren. Ein Neberfallb
kommando der Schutzpolizei verhaftete die Rädelsführer. Der
größte Teil des geraubten Gutes konnte wieder herbeigeſchafft'
werden.
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streſemunn küncligt neue Dor ſchläge un,
London, 18. Oktober. Reichskanzler Dr. Streſemann hat
in einer Unterredung mit dem Berliner Berichterſtatter der
„Daily News“ erklärt, die deutſche Regierung ſtrebe mit
allen Mitteln, die in ihrer Macht lägen, danach, der finan
ziellen und politiſchen Schwierigkeiten im Jnnern Herr zu
werden. Dies könne ihr jedoch nur gelingen, wenn ſie eine
Periode der Ruhe hinſichtlich der auswärtigen Politik er
halte. Die Wiederherſtellung Deutſchlands wäre ein euro
päiſches Problem, das das größte Jntereſſe für England
haben müſſe. Der Zuſammenbruch der deutſchen Einheit
könne ſo wichtige Rückwirkungen auf Englandhaben, daß ſie eine Frage größten Jntereſſes für deſſen
öffentliche Meinung ſein und die Stellung Englands be-
einfluſſen müſſe.

KRichtlinien für die Wiedereintellung der Eiſenbahner.

Eſſen, 19. Oktober. Vom franzöſiſchen Bahnhofskomman-
danten in Wanne ſind folgende Richtlinien für die Wieder-
einſtellung der Eiſenbahner ausgegeben worden, die aller
Wahrſcheinlichkeit nach auch Geltung für das ganze beſetzte
Gebiet haben Bei Uebernahme von Bedienſteten in den
Betrieb der Regie verpflichtete ſich dieſe, die Eiſenbahner
nach Franken zu bezahlen. Die Auszahlung erfolgt aber

in Papiermark. Die Bezahlung ſoll nicht höher ſein als
diejenige im unbeſetzten Gebiet. Den in die Regie eingeſtellten
Eiſenbahnern ſoll das Reich die Bezüge bis zum 27. Oktober
weiterzahlen. Ausgewieſene, gegen deren edeéreinſtellung
keine grundſätzlichen Bedenken beſtehen, können nach Prü-
fung jedes einzelnen Falles wiedereingeſtellt werden. Die
Wiedereinſtellung von Jnhaftierten wird w. gemacht
von der Stellungnahme der franzöſiſchen Militärbehörde.
Es wird jedenfalls von Fall zu Fall entſchieden, ob inhaf-
tiert Geweſene eingeſtellt werden oder nicht. Für die Durch-
führung der Beamten- und Arbeiterpenſionen ſoll das Reich
einen noch feſtzuſetzenden Grundſtock an die Regie abführen.
Höhere Beamte werden nicht wieder eingeſtellt. Sämtliche
leitenden Stellen ſollen durch Franzoſen beſetzt werden.
Die Regie glaubt, mit der Hälfte des bisherigen Perſo
nals auskommen zulangt volle Wiederherſtellung des Eiſenbahn-
netzes und Aufſtellung des Wagen- und Lokomotiv-

beſtandes nach dem Stande vom 10. Januar 1923 Die
Koſten ſoll das Reich bezahlen.
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Der Achtſtundentag. t
Berlin, 19. Oktober. Die Sachverſtändigenkommiſſion der

Koalitionsparteien im Reiche hat heute über das Arbeitszeit-
geſetz in allen weſentlichen Punkten eine Einigung erzielt.
Es wird vorausſichtlich beſtimmt werden, daß unter rund-
ſätzlicher Aufrechterhaltung des Achtſtundentages im Berg-
ban und in den beſonders geſundheitsſchädlichen Betrieben

eine Arbeitszeit bis zu acht Stunden und in den übrigen Be
trieben bis zu neun oder zehn Stunden zugelaſſen werden.
Wo verlängerte Arbeitszeit zuläſſig iſt, muß ſie durch tarif
liche Vereinbarung angeordnet werden. Vorausſichtlich Mitt-
woch wird die Vorlage im Plenum des Reichstages an den
Ausſchuß überwieſen und am Donnerstag im Plenum zur
zweiten Leſung vorgelegt werden.

Keine Erhöhung der Umlauhſteuer,

ſchaftsrates beſchäftigte ſich in ſeiner letzten Sitzung mit der
Einzelberatung des Entwurfes eines Geſetzes über wertbe-
ſtändige Steuern und die Vereinfachung des Beſteuerungs-
verfahrens. Die Erhöhung der Umſatzſteuer von 2 auf 2,5
Prozent wurde abgelehnt. Angenommen wurde ein Antrag
Dr. Hachenburg, der folgenden Wortlaut hat: Bei Fu-
e le Aktiengeſellſchaften ermäßigt ſich die Steuer um

e Hälfte.

r ÄäUnſeren Poſtbeziehern
wird in dieſen Tagen die

2. Nachzahlungsnachnahme
4
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über 286 Millionen Mark
durch die Briefträger vorgelegt werden. Damit die 3
Zuſtellung der Zeitung keine Unterbrechung erfährt,
bitten wir, dieſen Betrag für die Boten bereithalten
zu wollen.

Verlag des Merſeburger Tageblattes
(Kreisblatt).
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Eine Rechtfertigung Oeſers.
Berlin, 19. Oktober. Der Reichsverkehrsminiſter Oeſer

rechtfertigte in einem Jnterview mit dem Vertreter des
„WTVHB.“ die Tariferhöhung der Eiſenbahn durch die von der
Finanznot erzwungene Anpaſſung der Tarife an den ſinken-
den Geldwert und mit der Notwendigkeit des Ausgleiches für
einen ungedeckten Ausgabebedarf, der am Schluß des Rech-
mnungsjahres 545000 Billionen Mark betrug. Ohne die

täglich 3400 Billionen abheben müſſen. Dabei ſeien die
Koſten der Ruhrbeſetzung noch nicht gedeckt. Jnfolge der
andauernden Abſchließung des Ruhrgebietes bleibe die Reichs
bahn nach wie vor hauptſächlich auf Auslandskohle ange-
wieſen. Zur Einſchränkung der Ausgaben ſei baldige Herab
ſetzung des Perſonenverlehrs und Durchführung höchſter
Wirtſchaftlichkeit im Güterverkehr beabſichtigt.

Lohnregelung im Kohlenbergbau,
Berlin, 19. Oktober. Für die Lohnwoche vom 15. bis

22. Oktober werden die Löhne in den Kohlenbergbaubezirken,
ausgenommen Mitteldeutſchland und Bayern, durch einen
vom Reichsminiſterium eingeſetzten Schlichtungsausſchuß feſt-
geſetzt. Danach beträgt der Durchſchnittstariflohn einſchließ
lich des Hausſtandsgeldes und Kindesgeldes im ſächſiſchen
Steinkohlenbergbau 3,400 Millionen Mark je Stunde. Ueber
die Lohnregelung für den mitteldeutſchen Braunkohlenberg-
bau und den bayeriſchen Kohlenbergbau ſoll am 19. Oktober
verhandelt werden.

zur 3eichnung von Goidanleiße,

Berlin, 19. Oktober. Der Druck der kleinen Stücke der
wertbeſtändigen Anleihe des Deutſchen Reiches (1, 2 und 5
Dollars) iſt, wie von zuſtändiger Seite mitgeteilt wird,
ſo beſchleunigt, daß den Zeichnern zum allergrößten Teil ihre
Stücke zur Verfügung geſtellt werden konnten. Etwa von
Mitte nächſter Woche ab werden ſo viele Stücke der Anleihe
druckfertig ſein, daß mit dem beabſichtigten Verkauf der Stücke
über den Ladentiſch begonnen werden kann. Kauf und Ver-
auf der Goldanleihe wird von der Kapitalverkehrsſperre
befreit und die Bankproviſion wird verhältnismäßig ge-
ringfügig bemeſſen.

Umrechnungszahlen.
Reichslebenshaltungsindex (15. 10.) 691 900 000.
Großhandelsindex (16. 10.) 1093 000000.

Silberankaufspreis der Reichsbank (15. 10.) 400000 000 (je 1 M.)
Goldwert eines 20-Mark- Stückes (18. 10) 37 434 000 000
Eine Goldmark (18./10.) 1942 860 000.
Buchhändlerſchlüſſelzahl (19. 10.) 1 600000000.
Schlüſſelzahl f. d. Buchdruckgewerbe (13./.10) 90 000 000
Hotelbeſitzer-Schlüſſelzahl (10. 10.) 120000000.
Eiſenbahnſchlüſſelzahl: Güterv. 1000, Perſonenv. 600 Mill.

können. Die Regie ver

Der finanzpolitiſche Ausſchuß des vorläufigen Reichswirt

Tariferhöhung hätte die Reichsbahn bei der Reichshauptkaſſe

Aus Stadt und Amgebung
lugesordnung zur 5kgcltverordnetenſitung

am Montag, den 22. Oktober 1923, abends 6 Uhr im alten
Rathauſe.

1. Einführung eines Stadtverordneten.
2. Wahl von Beiſitzern beim Mieteinigungsamt.
3. Einführung gleitender Gebührenſätze im ſtädtiſchen

Krankenhauſe.
4. Abänderung der Grundwertſteuerordnung.
5. Gleitende Feſtſetzung der Betriebsſteuerzuſchläge.

6. Feſtſetzung von 4 Prozent Zuſchlag zur Reichsgrund
r an Stelle der wegfallenden Wertzuwachs

teuer.
7. Abänderung der Kanalbenutzungsgebührenordnung und

Feſtſetzung eines neuen Hundertſatzes.
Geheime Sitzung.

Die Einführung gleitender Gebührenſütze
im ſtädt. Krankenhaus.

Auf Beſchluß des Magiſtrats ſoll vom 15. Oktober 1923
ab bei der Geſtaltung der Gebührenſätze für die Verpflegung
und Behandlung im ſtädtiſchen Krankenhauſe nicht mehr der
allwöchentlich von der Stadt Halle feſtgelegte Lebensmittel
index, ſondern der Goldmurkwert der Gebührenberechnung
zugrunde gelegt werden. Und zwar ſoll für den Montag
bis Mittwoch einer jeden Woche der Goldmarkwert vom
vorhergehenden Sonnabend und für den Donnerstag bis
Sonntag derſelben Woche der Goldmarkwert vom vorher
gehenden Mittwoch maßgebend ſein. Seit Einführung der
gleitenden Skala iſt die Gekdentwertung ſprunghaft fort
geſchritten und die Preiſe aller Lebensbedürfniſſe ſind tag
täglich in einer im voraus nicht zu ahnenden Weiſe geſtiegen,
daß bei der Beibehaltung des wöchentlichen Lebensmittel
indexes der Stadt Halle mit den erzielten Einnahmen die
Ausgaben des Krankenhauſes nicht gedeckt werden. Dem
Jndex der betreffenden Geltungswoche liegen die Wert
zahlen aus der vorhergehenden Woche noch zugrunde, während
in der betreffenden Geltungswoche die Preiſe für die Lebens-
bedürfniſſe uſw. ſchon ſo geſtiegen ſind, daß die Ausgaben
die Einnahme nicht unweſentlich überſteigen. Veranlaßt
durch die ſprunghaften Steigerungen der Lebensmittelpreiſe,
ſind die Lieferanten faſt durchweg dazu übergegangen, nur
gegen Barzahlung unter Zugrundlegung des Gold markwertes
zu liefern. Es muß deshalb für die Berechnung der Ein
nahmen eine Grundlage geſchaffen werden, welche in ihren
Erträgniſſen den aufzuwendenden Ausgaben gegenüber nicht
zurückſteht.. Dieſes wird bei Annahme des Gold markwertes
der Fall ſein, da dieſer täglich mit Ausnahme des Sonntags
in den Tagesblättern veröffentlicht wird und von der.
Krankenhausverwaltung ohne weiteres in Anwendung ge-
bracht werden kann. Zur Vermeidung allzuvieler Berech
nungsarbeiten ſoll vorläufig für die einzelne Woche nur
die Goldmarkwerte zweier Tage Mittwoch und Sonn
abend der Gebührenberechnung zugrunde gelegt werden.

Als zweiter wichtiger Punkt der Tagesordnung wäre die
Abänderung der Grundwertſtenerordnung zu erwähnen. Die
Grundwertſteuern ſind bisher in vierteljährlichen Teilbes
trägen erhoben worden. Dieſe lange Zeitſpanne iſt unter den
heutigen gleitenden Verhältniſſen nicht mehr aufrecht zu
erhalten. Wie bei den Lohn- und Gehaltszahlungen jetzt
zu kürzeren Zahlungsfriſten übergegangen iſt und allgemein
im Geſchäftsverkehr jetzt ſofortige Zahlung verlangt wird
ſo muß auch in öffentlichen Verwaltungsbetrieben darauf
Betracht genommen werden, möglichſt ſchnell, entſprechend
der eingetretenen Wirtſchaftslage, Zahlungen zu erhalten. Jn
Preußen iſt unter Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte des
halb auch beſtimmt worden, da Verhältniszahlen, nach denen
ſich die Steuern jeweils ändern ſollen, nicht mehr viertel-
jährlich, ſondern monatlich feſtgeſetzt werden. Es iſt daher
notwendig, dieſe Beſtimmung für die ſtädtiſchen Steuern zu
übernehmen und gleichzeitig monatliche Zahlung der Steuern
feſtzuſetzen. Die Vorlage bildet, da der gleitende Maßſtab
von der Stadtverordnetenverſammlung bereits genehmigt iſt,
lediglich den Uebergang von der vierteljährlichen Zahlung zur
monatlichen Zahlung. Der Schwerpunkt der Steuereinziehung
wird jetzt vom Steueramt nach der Steuerkaſſe verlegt wer
den müſſen. Es ſind Vorkehrungen getroffen, daß bei den
kürzeren Zahlungsfriſten der Verkehr ſich trotzdem reibungs
los abwickeln kann. Der bei Nichteinhaltung der Zahlungs-
friſt feſtgeſetzte Verzugsſchaden von 400 Prozent gründet
ſich auf die entſprechende Preußiſche Verordnung. Ein Auf
nehmen in die Steuerordnung iſt an ſich überflüſſig. Es
handelt ſich nur noch um eine ausdrückliche Hervorhebung
zur Kenntnis der Steuerpflichtigen.

Ferner beſchließt der Magiſtrat: Der feſtgeſetzte Steuer
ſatz von 6000 Prozent Zuſchlag zur Betriebsſtener erhöht
oder ermäßigt ſich mit Wirkung ab 1. Juli 1923 nach Maß
gabe der Verhältniszahl die das Staatsminiſterium feſt
ſetzt. Mit Wirkung ab I. Oktober 1923 iſt die vom Staats
miniſterium monatlich feſtgeſetzte Verhältniszahl zugrunde zu
legen und demgemäß die Steuer monatlich zu zahlen.

Nach dem Preußiſchen Geſetz vom 8. Auguſt 1923 können
die Gemeinden beſchließen, daß die Realſteuern ſich nach.
Maßgabe der vom Staatsminiſterium feſtgeſetzten Verhält
niszahl erhöhen oder ermäßigen ſollen. Dies iſt bereits
bei der Grundwertſteuerordnung von den ſtädtiſchen Körper-
ſchaften beſchloſſen. Auch die Gewerbeſteuervorauszahlungen
ſind entſprechend dieſer Verhältniszahl nach dem Preußiſchen
Geſetz zu zahlen. Nur bezüglich der Betriebsſteuer iſt bis
her ein Beſchluß nicht gefaßt worden. Dies muß noch nach
geholt werden. Es wird daher gebeten, entſprechend der
Vorlage zu beſchließen. Für das zweite Vierteljahr des
Rechnungsjahres iſt nur eine Verhältniszahl für alle drei
Monate feſtgeſetzt worden. Mit Wirkung vom 1. Oktober
findet eine monatliche Feſtſetzung der Verhältniszahl für je-
den einzelnen Monat ſtatt. Demgemäß hat auch monatliche
Zahlung der entſprechenden Steuer zu erfolgen.

Die Erhebung eines Gemeindezuſchlages zur Grunder
werbſteuer ſteht als 6. Punkt auf der Tagesordnung. Den
Antrag begründet der Magiſtrat wie folgt:

Die z. Z. gültige Wertzuwachsſteuerordnung läuft mit
dem 31. Oktober 1923 ab. Jn dem neuen Finanzaus-
gleichsgeſetz vom 23. Juni 1923 iſt in Paragr. 16 beſtimmt,
daß bei Wertzuwachsſteuern die innere Kaufkraft der Mark
dem Zeitpunkte der Grundſtücke der Wertbemeſſung zu
grunde zu legen iſt. Gleichzeitig iſt in Paragr. 36 des an
geführten Geſetzes angeführt, daß die Gemeinden an Stelle
der Wertzuwachsſteuer einen erhöhten Zuſchlag zur Grund
erwerbſteuer erheben dürfen. Da bisher Ausführungsvor
ſchriften über die Feſtſetzung der inneren Kaufkraft der Mark
nicht ergangen ſind, hält es der Magiſtrat für zweckmäßig,
die Wertzuwachsſtener gänzlich in Fortfall kommen zu
laſſen und an ihrer Stelle einen erhöhten Zuſchlag zur
Grunderwerbſteuer zu erheben. Dies erſcheint um ſo zweck
mäßiger, da nach dem neuen Finanzausgleichsgeſetz der Staat
Preußen und das Reich auf ihren Anteil an der Grunder-
werbſteuer zu Gunſten der Gemeinden verzichtet haben. Das
geſamte örtliche Aufkommen an Grunderwerbſteuer wird
mithin den Gemeinden zufließen. Auch ſteht in Ausſicht,
daß die Verwaltung der Grunderwerbſteuer vollſtändig den
Gemeinden übertragen wird. Es iſt in dieſem lle zweck-
mäßig, ſtatt 2 Steuern nebeneinander 1 Steuer in erhöhter
Form zu erheben. Es kommen mithin jetzt zur Erhebung
4 Prozent Reichsſteuer, zuzüglich 2 Prozent allgemeiner Zu

3 28 595

r



ſchlag, zuzüglich 2 Prozent Zuſchlag als Erſatz für die
Wertzuwachsſtener. Die Geſamtbeſteuerung beträgt mithin
8 Prozent. Der erhöhte Zuſchlag tritt mit dem Jnkraft-
treten des Finanzausgleichsgeſetzes in Kraft.

Jn den Steuerfällen, in denen bereits eine rechtskräftige
Veranlagung der Wertzuwachsſteuer ſtattgefunden hat, ſoll
der erhöhte Zuſchlag nur dann erhoben werden, wenn er
höher iſt als die veranlagte Wertzuwachsſteuer.
Abänderung der Kanalbenutzungsgebührenordnung

Durch den letzten Nachtrag zur Gebührenordnung fürdie Vollkanaliſation war beſtimmt worden, eß der Hldert-
ſatz der Benutzungsgebühr ſich vierteljährlich nach Maßgabe
des Tariflohnes eines Gemeindefacharbeiters heben oder ſen
ken ſollte. Durch die jede Vorausſicht überſteigende Geld-
entwertung der letzten Wochen läßt ſich die vierteljährliche
Anpaſſung nicht mehr aufrecht erhalten. Es muß zu
kürzeren Zeitabſchnitten r werden und eine mo-
natliche Anpaſſung erfolgen, wie ja auch der Staat jetzt die
Verhältniszahl für die Abänderung der Steuerſätze monatlich
feſtſetzt. Die jeweilige Verhältniszahl ſoll entſprechend dem
neuen Geſetz betreffend Regelung einiger Punkte des Kom
munalabgabenrechtes der Magiſtrat nach Anhörung des
Steuerausſchuſſes feſtſetzen. Die gleitende Klauſel kommt
in Fortfall. Die Gebühr iſt vom Magiſtrat jeweils ſo
zu bemeſſen, daß die geſamten Koſten der Kanaliſation ge-
deckt werden.

Infolge der vorgeſchlagenen neuen monatlichen Gebühren-
feſt ſetzung muß auch für den November als Ausgangsgrund
lage die Höhe der Gebühr neu feſtgeſetzt werden. Die Feſt-
ſetzung ſoll nicht mehr in einem Hundertſatz, ſondern in
einem Vielfachen des „Nutzungswertes erfolgen,
Berechnungsart für die Gebührenpflichtigen weiter über-
ſichtlich iſt. Bis zum 1. Oktober hat die Ausgabe für die E
Kanaliſation etwa 5 Milliarden betragen. Bis zum 30. No-
vember werden die Geſamtausgaben nahezu etwa 900 Milli-
arden betragen, da die monatliche Lohnausgabe beim Stande
vom 13. Oktober 96 Milliarden für die Woche beträgt
und erhebliche Lohnerhöhungen zu erwarten ſind. Die Be-
nutzungsgebühr für November muß daher ſo feſtgeſetzt wer
den, daß die angegebenen 900 Milliarden gedeckt werden.
Da der der Kanalbenutzungsgebühr zu Grunde liegende Miet
wert des Vorjahres insgeſamt 5 Millionen beträgt, muß
für November das 180000fache dieſes Mietwertes zur
Hebung kommen (alſo insgeſamt 900 Milliarden). Das be-
deutet, daß von den für das 1. Vierteljahr des Rechnungs-
jahres insgeſamt veranlagten und ausgeſchriebenen Gebühren
in Höhe von rund 9 Millionen das 100 000fache zu zahlen
iſt (alſo 900 Milliarden).
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Nnnaufhaltſame Teuerungswelle.
Die letzte Stützungsaktion

geblähte Papiermark iſt wie üblich durch die ungeheuren
Fracht, Porto und ſonſtigen Erhöhungen der Reichsbetriebe
zunichte gemacht worden,
Teuerung bricht über uns herein. Der Lohn muß ſich dieſer
Teuerung wol oder übel anpaſſen und der Wochenlohn eines
Buchdruckers, der z. Z. mit 6 Milliarden vor ſch ußweiſe
geleiſtet werden ſoll, wird bei der endlichen Feſtſtellundieſen Vorſchuß überſchreiten, n 3t während auf den Wochenlohn
der vergangenen Woche eine Nachzahlung von 2 Milliarden
zu leiſten war. Dadurch iſt der dieswöchentliche Bezugs-
preis der Zeitung bereits vielfach überholt, und für die nächſte
am Sonnabend, den 20. ds. beginnende Woche müſſen wie
derum um das Vielfache höhere Bezugspreiſe eingeſetzt wer
den, die aller Vorausſicht nach ſich wiederum als zu niedrig
herausſtellen werden. So wächſt das Verluſt-Conto des
Zeitungsverlegers ins Ungemeſſene und nur die einſichts
volle Bereitwilligkeit der Leſer vermag ihn in dem Willen
zum Ausharren in dem harten Kampf ums Daſein und
um des Vaterlundes Wohl ſoweit zu beſtärken, daß er
nicht vorzeitig zum Erliegen kommt. Wie ein Stundenlohn
von 5 bis 600 Millipnenund ein Papierpreis von faſt9 Millionen für jeden 4ſeitigen Bogen nebſt den ungeheuren
Material-, Stromb, Gas und Kohlenpreiſen, den rieſigen
Fernſprech und Portogebühren, Frachten uſw. auf die Her-
ſtellungskoſten einer Tageszeitung wirken muß, mag ſich
jeder ſelbſt berechnen. Da eine Goldmark faſt 2 Milliarden
Papiermark gleichkommt, ſo ſind 100 Millionen Papiermark
nur etwa 15 Friedenspfennig. Das bitten wir freundlichſt
zu bedenken!

Die neuen Telegramm und Fernſprechgebühren. Jm Talegrammverkehr ſind die wichtigſten Geblhrery vom 30. St

tober 1923 an (in Millionen Mark):
für Ferntelegramme: Gruündgebühr 80, und außer-dem für jedes Wort 40, gevun d außer
für Ortstelegram me: Grundgebühr 40 und außer-

dem für jedes Wort 20, für abgekürzte Telegraenman-
ſchriften jährlich 12000.

Fernſprechgebühren: Die Gebühren für ein Orts-
geſpräch von einer Teilnehmerſtelle oder einer öffentlichen
Sprechſtelle aus beträgt 50 Millionen Mark. Mindeſtens
werden für einen Hauptanſchluß monatlich angerechnet in
Ortsnetzen mit nicht mehr als 50 Hauptanſchlüſſen 20 Orts-
geſpräche, in Ortsnetzen mit mehr als 50 bis einſchl. 1000
Hauptanſchlüſſen 30 Ortsgeſpräche, in Ortsnetzen mit mehr
als 1000 bis einſchließlich 10 000 Hauptanſchlüſſen 40 Orts-
geſpräche, in Ortsnetzen mit mehr als 100006 Hauptanſchlüſ-
ſen 50 Ortsgeſpräche. Für ein Ferngeſpräch von nicht
mehr als 3 Minuten Dauer werden erheben bei einer Ent-
fernung bis zu 5 km einſchließlich 50, bei einer Entfernung
von mehr als 5 bis 15 km 104, ber einer Entfernung von
mehr als 15 bis 25 km 150, bei einer Entfernung von
mehr als 25 bis 50 km 300, bei einer Entfernung von mehr
als 50 bis 100 km 450, darüber für jede angefangenen 100
km mehr 150. Für dringende Geſpräche das Dreifache.
Die Schlüſſelzahl des Vereins Deutſcher Zeitungsverleger

n rigen beträgt vom 20. bis zum 26. Oktober zwer
illionen.
Die Buchhändlerſchlüſſelzahl iſt mit Wirkung vom 19. Ok-

tober auf 1600 000 000 erhöht worden.
Wie man von Amts wegen das Brot „verbilligen will“!

Eine Abordnung der Mühlenbeſitzer aus Halle (Saale) war
dieſer Tage nach Berlin gefahren, um ſich bei der Reichs
getreideſtelle nach den Preiſen zu erkundigen, da man doch
wieder den trefflichen Zwangsroggen ſoll käuflich erwerben
können. Die Reichsgetreideſtelle forderte an demſelben Tage.
an dem Roggen in Berlin 6, 63 Milkiarden notiert
wurde, für ihre Vorräte 10,4 Milliarden ab Lager
Das heißt alſo: Es fehlte nicht viel daran, dann wäre der
R. G. -Preis doppelt ſo hoch, wie der des freien Handels!
Ohne die Fracht, verſteht ſich! Die muß ebenfalls er
Käufer tragen! Die R. G. hat im letzten Jahre in Halle
unter anderem oſtpreußiſchen Roggen vermahlen. Vielleicht
tut ſie das auch in dieſem Jahre wieder, um den Roggen
noch weiter zu „verbilligen“!

Zum Fenſter hinausgeworfen! Oder: was die Regie
ung mit unſeren Goldſteuern angefangen hat. Wir er-
nnern uns noch alle recht wohl an jene Phraſen, welche

ſeinerzeit im Reichstage in die Welt hineinpoſaunt wurden.
als man die Brotſteuer aufs Tapet brachte und durchſetzte.
Als man beim rausbringen der Brotſteuer vorrechnete.
daß die Steuer nicht voll das ausmache, was man brauche,

da dieſe

J machen.
J gelegenheit nicht nur nicht vorwärtsgebracht, ſondern die

der Reichsbank für die auf
J ſeit geſtern hätten ſich bei der franzöſiſch-belgiſchen Eiſen

bahnregie Tauſende von Eiſenbahnern zur Wiederaufnahmeund ein neuer Wellenberg der der Arbeit gemeldet

Letzte Depeſchen
Der Dollar 12000000000,

Verlin, 19. Oktober. (Eigener Drahtbericht.) Der Dollar
notierte vorbörslich 95 Milliarden.
Amtlich notiert z der Dollar 11970000 000

12 030 000 000 bei 40 Prozent Zuteilung.
London 53865000 000 54 135 000 000, Paris

712 215 000--715 785 000, Schweiz 2,134 650 000
2 145 350 000, Amſterdam 4,686 300 000--4 691 700 000,
Kopenhagen 2086 770000 2097230000, Stock
holm 3,136 140 000 3 151 860 000, Prag 355 509 000

357 291 000, Rom 538650 000 541 350 000.
2

boſßows Abberufung beſchloſſen.
Berlin, 19. Oktober. Die Reichsregierung hat beſchloſ

ſen, den Kommandanten des bayeriſchen Wehrkreiſes,
Generalleutnant v. Loſſow abzuberufen. Dieſe
Maßregel iſt nicht erfolgt, weil Loſſow für unzuverläſſig gilt,
ſondern weil er es nicht vermocht hat, ſich als Träger der
Reichsgewalt neben dem bayeriſchen Diktator durchzuſetzen.

Beutſch-framöſſſche Der handlungen
für lunge zeit unmöglich,

J London, 19. Oktober. Der Pariſer Berichterſtatter der
J „Times“ ſchreibt zur Verwerfung der deutſchen Vor-

ſchläge durch Poincare, dies ſcheine wirkliche Verhand
lungen mit Deutſchland für lange Zeit unmöglich zu

Es ſcheine, daß der vorgeſtrige Schritt die An

Lage endgiltig ſchwieriger geſtaltet habe.

Neue Gehatserhößungen der Begmten,
Berlin, 19. Oktober. Geſtern fanden im Reichsfinanzmi-

zahl für die Arbeiter ſoll in der dritten Oktoberwoche end-
giltig eine Million, die Meßzzahl für die Veamtengehälter

im dritten Oktoberviertel 159 000 betragen.

zur Wiedereinſteſlung der Fiſenbahner,
Paris, 19. Lytober. „Havas“ meldet aus Düſſeldorf,

„Havas“ ſchließt daraus, daß man
nunmehr den paſſiven Widerſtand der Eiſenbahner als
gebrochen anſehe.

leuerungsſkrorglle in Berüin,
Berlin, 19. Oktober. Geſtern kam es im Norden und

Oſten Berlins aus Anlaß der Teuerung zu Ausſchreitungen.

Buchdrucker chiüßehghl 90000000,

Berlin, 19. Oktober. Die Schlüſſelzahl für das deutſche
Buchdruckgewerbe beträgt ab heute 90 Millionen.

da hieß es, man wird ſchon ſo gut wirtſchaften, daß
der Zuſchuß kein allzu großer werden könne!
Und dann wurde die „Brotverbilligungsſteuer“ bewilligt
und eingezogen! Der zehnfache Betrag der Zwangsanleihe!

es war ein hübſches Sümmchen, das da einLam:
2700 000 000 000 Papiermark gleich 900 000 Goldmark am
14. Auguſt. Und nun hat man dieſen Betrag doch jeden
falls ſofort, wie er einkam, in Brotgetreide angelegt, da-
mit er recht viel Getreide zur Verbilligung des Brote?
herausgab? Das wären am 1. Auguſt 2700 000 und am
14. Auguſt noch immer 1080000 Zentner Roggen ge-
weſen! Oder am beſten vielleicht in Deviſen? Jn dieſem
Falle hätte der Staat ruhig einmal ſpekulieren dürfen,
ohne daß es der Allgemeinheit etwas ſchadete. Nein! Wie
kann man dergleichen „unſaubere Geſchäfte“ von unſerer
Staatsleitung erwarten Deviſen ſpekulieren? O nein!
Die Regierung hat das Geld fein ſäub e rlüch
im den Etat eingeſtellt d. h. ſie hat esliegen laſſen! Liegen laſſen, bis es heute entwertet iſt auf
rund 675 Goldmark!! Ein Brot koſtet heute nahezu eine
Milliarde. Mit der geſamten Brotverbilligungsſteuer des
deutſchen Reiches kann man heute noch etwas über 5000
Brote kaufen! r über 1 Million Zentner Brotgetreide!
Dieſe Tatſache iſt ſo unerhört, daß man keine Worte findet,
um ſeinen Unwillen über eine derart maßloſe Verſchwendung
Ausdruck zu geben! Das iſt Cretinismus in Reinkultur

denn übler Wille wäre Hochverrat in gefährlichſter Form,
Werden die deutſchen Rentner nun endlich aufwachen? Wer-
den die deutſchen Steuerzahler nun endlich ſich derartige
Lotterwirtſchaft nicht mehr gefallen laſſen? Werden die
ungetreuen Beamten der R. G. St. die unſere ſauer ab-
geſparten Steuergroſchen derart verludern laſſen, entſprechend
zur Verantwortung und zum Er ſatz herangezogen werden?
Oder wird es immerfort ſo weitergehen, bis auch das letzte
verwirtſchaftet iſt

Ans dem mitteldeutſchen Braunkohlenbergbau. Aus in
duſtriellen Kreiſen wird uns geſchrieben: Die augenbläckliche
troſtloſe Wirtſchaftslage hat auch in der Arbeiterſchaft des
Braunkohlenbergbaues in der vergangenen Woche begreifliche
Erregungen ausgelöſt. Am vergangenen Sonntag fanden,
verſchiedene Bergarbeiterverſammlungen ſtatt, in denen dieſe
Erregung zum Ausdruck kam. Nach dem von Arbeitnehmecrt
ſeite über dieſe Verſammlungen her ausgegebenen Preſſe
bericht wurde eine Reihe von Forderungen erhoben, die
ultimativen Charakter beſaßen. Auf Grund einer Ver-
einbarung, die bereits am Freitag voriger Woche gelegentz
lich der letzten Lohnverhandlungen in Berlin zwiſchen Ver
tretern von Arbeitgebern und Arbeitnehmern des Braun
kohlenbergbaues getroffen war, fanden am Dienstag Ver
handlungen in Halle ſtatt. Ueber den Jnhalt dieſer Betr.
ſprechungen iſt offenbar von Arbeitnehmerſeite in die Tagest
preſſe eine Notiz gebracht worden, die im großen und ganzen
zwar den Jnhalt der Beſprechungen wiedergibt und deshalb
beruhigend gewirkt hat, in weſentlichen Zügen aber An-
gaben macht, die ſich mit den Ergebniſſen der Verhandlungen
nicht decken. Wenn geſchrieben wird, daß die drei letzten
Schiedsſprüche von der Arbeitgeberſchaft anerkannt worden
ſeien, ſo trifft dies nicht zu. Dieſe vertritt vielmehr nach
wie vor den Standpunkt, daß die Schiedsſprüche rech ts-
ungültig ſind. Sie hat ſich lediglich im Hinblick auf
die bedrängte wirtſchaftliche Lage der Arbeiterſchaft bereit
erklärt, eine Zahlung von einer Milliarde Mark zu leiſten,
durch die nach der ausdrücklichen Erklärung der Organi-
ſationsvertreter die Schiedsſprüche ihre Erledigung gefunden
haben. Dieſe Zahlung ſowie die Abſchlagszahlung für die
lauſende Woche ſind ſchriftlich ausdrücklich vereinbart worden.

arbeiterverband vorgebrachten Forderungen iſt in einer Ni
derſchrift zuſammengefaßt worden, deren Anhalt die Zei
tungsnotizen nur unvollſtändig wiedergeben. Die Forde-
rung der Arbeitne merſchaft, in Verhandlungen über die
Abſtaffelung der Löhne einzutreten, iſt nur unter der
ausdrücklichen Bedingung von der Arbeitgeberſchaft an
genommen worden, daß alsbald ein engerer Ausſchlag bes
ſtellt wird der über die für den Braunkohlenbergbau ſo
dringend notwendige r der Arbeits-zeit verhandeln ſoll. Es verdient dieſer Sachverhalt be
ſonders unterſtrichen zu werden, da der Arbeitgeberſchaft
nicht zugemutet werden kann, über Abſtaffelung der Löhne
zu verhandeln, wenn die Arbeitnehmerſhaft ihre Zuſage
hin wtlich der Verhandlungen über Verlängerung der Ar

itszeit nicht erfüllt.

handel ung Verkehr
Dollar über 8 Milliarden.

Verlin, 18. Oktober. Schon bei Eröffnung der heutige
Börſe ſtellte der Dollar auf 81/, Milliarden, das Pf
Stlg. auf 39 Milliarden. Das im Reiche herrſchende Gr
bringt die Flucht aus der Mark auf eine lebensgefährlid
ind et Alle Stützungsverſuche müſſen angeſichts de
Haltloſigkeit der Regierung, zu der niemand im Jn- un
Auslande Vertrauen faſſen mag, zerſchellen. Zu den arm
lichen Kurſen wurden Dollars nur mit 309, die übrigen
Deviſen voll gehandelt. Dollarſchatzanweiſungen notierte
8,5 Milliarden, Goldanleihe 8,1 Milliarden. Polennoten
6825 7175. Nachmittags 5 Uhr ſchloß der Dollar mit
7 Milliarden.

Newyork ſandte Schlußkurs 9,4, Nachbörſenkurs
8,34 Milliarden Dollarparität im Mittel.

Effektenmarkt.

Berlin, 18. Oktober. Jm Freiverkehr herrſchte größte
Zurückhaltung. Die Stimmung für Effekten bleibt ſehr
feſt. Kurſe konnten nicht ermittelt werden.

Halliſche Notierungen vom 18. Oktober.
(Jn Millionen Prozent.) Hall. Bankverein 1600 bG,

Das Ergebnis der atte hen über die ſonſt vom Berg

2 II. ännerſchaft 35000 eb, Ammendorfer ierfabn.J niſterium Verhandlungen mit den Spitzenverbänden der 9 ſaf n
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter ſtatt. Die Lohnmeß-

7500 G, Cröllw. Papierfabr. 7500 ebG, Eilenb. Kattum
1500 G, Eiſenwerk Brünner 2500 G, F. Zimmermann 5006
bG, Glauziger Zuckerfabr. 50000 G, Hall. Maſchinen 130660

u b, Hall. Röhrenwerke 4000 bGr, Heckert u. Co. 750 ebsS,
Hildebrand Mühlen 14000 G, Moritz Jahr 1000 G, Gebr.
Jentzſch, Nd. 6000 G, Wilhelm Kathe 8500 bG, Kyffhäuſer-
ütte 4000 bGr, Gottfried Lindner 15000 bG, Schrapl.

Kalkwerke 2000 G, Wegelin u. Hübner 4500 G, Zeitz
Maſchinenfabr. 25000 G.

Jm Freiverkehr war die Stimmung ebenfalls ſehr feſt.
Bernb. Saalm. 1500, Cäſar u. Loretz 9--10000, Hakk.
Malz 2000, Hanfimport 3000—4500, Veſter 600 1506

Produktenmarkt.
Berlin, 18. Oktober. Tendenz ſehr feſt. s

ſteigend. (Nichtamtlich, Preiſe in Millionen Mark je 56
kg ab Station): Drahtgepr. Roggen- und Weizenſtroh 556
bis 600, do. Haferſtroh 450--470, do. Gerſtenſtroh 436
bis 450, Roggenlangſtroh 290--300, bindfadengepr. r
gen- und Weizenſtroh 270—290, Ioſes Krummſtroh Häck-
t 1450 1650, geſundes Heu 350400, gutes Heu 4600

is 450.
Mittagsbörſe: Amtlich wurden notiert pro 50

ab Station in Millionen Mark);: Weigen, mä
13 13500, oggen, märk. 1212500, Gerſte, Sommer
11500 12000, Hafer, märk. 9500--10500, Weizenmehl pro
100 kg frei Berlin brutto inkl. Sack feinſte Marken über
Notiz) 40-44000, Roggenmehl 37—41000, Weizenkleie und
Roggenkleie frei Berlin 5000- 5500, Raps 16-17000, Birk-
torigerbſen 23—26000, kleine Speiſeerbſen 18-21000, Raps
kuchen 8500--9000.

Leipziger Schlachtviehmarkt vom 18. Oktober.
Auftrieb: 70 Rinder (7 Ochſen, 27 Bullen, 7 Kalben,

Kühe), 214 Kälber, 174 Schafe, 181 Schweine, zuſammen
639. Zur direkten Schlachtung außerdem: 10 Rinder, 86
Kälber, 19 Schafe, 41 Schweine. Preiſe für 1 Pfund Lebend-
gewicht (in Millionen Mark): Ochſen: 1. Kl. 350360,
2. Kl. 335--350, 3. Kl. 300--335: Bullen: 1. 3403506
2. 320--340, 3. 300--320;: Kühe: 1. (Kalben) 350-360,
2. 350-360, 3. 300 350, 4. 220-300, 5. 150 220;
Kälber: 1. 2. 320-330, 3. 290 320, 4. 200 390
Schafe: 1. 320—-330, 2. 280 320, 3. 180--280; Schweine
1. 880--890, 2. 800--900, 3. 700-880, 4. 500--766,
5. 500--700. (Die Schweinepreiſe über 700 beziehen ſich
ausſchließlich auf nordiſche Tiere.) Geſchäftsgang: Rinder
und Schweine langſam; Kälber und Schafe mittelmäßig,
Ueberſtand: 11 Rinder, damon 5 Bullen und 6 Kühe.

Berliner Metallpreiſe vom 18. Oktober.
(Jn Milliarden je kg): Raffinadekupfer 2200-2360,

Weichblei 980--1020, Rohzink 1200 1250, Aluminium 4300
bis 4400, Bancazinn 7500--7700, Nickel 4300 4400, Bar
renſilber (ca. 900 fein) 160 170000.
Richtpreiſe für den Berliner Großhandel vom 18. Oktober.

(Jn Millionen Mark per kg) Gerſtengraupen 463 473,
Gerſtengrütze 463-472, Haferflocken 406480, Hafergrütze
470--500, Hafermehl Maisgrieß 444-451, Maismeh“

Maispuder 505—510, Kartoffelmehl 314—430, Mais
flocken Makkaroni 537—575, Schnittnudeln 519-68
Burma-Reis 471--516, Glaſ. Tafelreis 504685, Grobe
Bruchreis 439-478, Reisgrieß 421--437, Ringäpfel, ameril
1595--2290, Getr. Aprikoſen 1536 2457, Getr. Birnen
1186—-1991, Getr. Pfirſiche 1421—1536, Getr. Pflaumen
681—962, Korinthen 1474- 1616, Roſinen, 1922 980 bi
1300, Sultaninen, 1922 1345-1849, Mandeln, bittere 163
bis 1698, Mandeln, ſüße 2466—-3179, Kaneel 3116--4426.
Kümmel 2959—3096, Schwarzer Pfeffer 1636— 1766, Wefßer
Pfeffer 2259 2363, Kaffee, prima roh 2950--3150, Ka
fee ſuperior 2800--2940, Röſtkaffee 3400- 4200, Erſas-
miſchung, 20 Prozent Kaffee 800-1000, Malzkaffee 312 bie
3862, Röſtgetreide 240—-270, Kakaopulver 3000 40060,
Bohnen, weiße 489—-630, 70prozentiges Weizenmehl 316
bis 387, d. Auszugmehl 390--501, Kleine Erbſen 532—55
Rieſen-Erbſen 550580, Weiß engere 385--404, Linſen 6
bis 931, Purelard 1742—1750, Bratenſchmalz 1750 bis
1760, Speck, geſalz., fett 1700--1800, Molkereibutter
Margarine 1258 1700, Corned beef per Kiſte 75450, Mar-
melade, Mehrfr. 773--1300, do. Einfrucht 988--1456, Kunſt
honig 702—874, Jnlandzucker, raff. weiß 596, Tee n
Kiſten 6000--8000, Kaſſia 1623 1726, Nelken 4116 bis
4258, Piment 1193-1272, Roggenmehl 289-325, Siede-
ſalz 148 167, 5, Steinſalz 83,7——99,3, Tilſiter; vollfett 1380
bis 1445, do. halbfett 1090-1060, Quadratkäſe 687 bis
710, Quarkkäſe 605--780.
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Die Kugel am Fuß.
Roman von Reinhold Ortr mann.

(Nachdruck verboten.)
Röchling ging und traf draußen mit dem vor Schrecken

ganz aufgelöſten Präſidenten zuſammen.
„Mein Sohn! Mein unglücklicher Sohn!“ rief er. „Wäre

ich doch niemals mit ihm hierher gekommen!“
„Beruhige dich, Vetter! Es iſt nicht ſo ſchlimm. Arn o

ſtellt ſich ein bißchen mehr an, als es unbedingt nötig wäre
Geh nur hinein und überzeuge dich ſelbſt.“

Er hatte in dieſem Augenblick wirklich keine übergroßen
Sympathien mehr für ſeine Verwandten, und er kümmerte
ſich wenig um den zornigen Blick, den ihm der in ſeinen
Vatergefühlen gekränkte Landgerichtspräſident zuwarf. Olga
aber benutzte den Eintritt des alten Herrn um ſich eben-
falls aus dem Krankenzimmer zurückzuziehen. Nach der
Abweiſung ihrer Bitte um ſeine Fürſprache fürchtete ſie,
Arno nicht die freundliche Miene zeigen zu können, auf
die ein Leidender Anſpruch hat.

Während Huberts Abweſenheit brachte der Poſtbote ein
Telegramm. Gaby nahm es mit Beſtürzung entgegen, denn
ſie dachte an eine ſchlimme Nachricht aus dem Reſſenthiner
Krankenhauſe. Etwas Derartiges aber konnte es doch wohl
nicht ſein; denn ſie ſah, daß es nicht an Hubert, ſondern
an Mathias Mayrhofer gerichtet war. Trotzdem wartete
ſie mit Ungeduld auf Huberts Erſcheinen und mußte ſich
energiſch zuſammennehmen, um ſeiner Mutter nichts von
ihrer Unruhe zu zeigen. Endlich kam er, erhitzt und mit
rotem Geſicht, aber offenbar in der beſten Stimmung. Gaby
fing ihn im Hausflur ab und übergab ihm die Depeſche.
Er las und reichte ihr wortlos das Blatt. Raſch hatte ſie
die kurze Mitteilung überflogen.

„Mathias Mayrhofer in Rhynow. Beſtätigung des öſter-
reichiſchen Gerichtes eingegangen, daß Münnich-Abels in
vollem Umfange geſtändig. Auslieferung bereits beantragt.
Erbitte umgehend Jhre Vollmacht zur Stellung des An-
trages auf Wiederaufnahme des Verfahrens gegen Sie.
Glücklicher Ausgang nicht zweifelhaft. Juſtizrat Enders.

Fragend ſah ſie Hubert an, und er klärte ſie auf.
„Es iſt von dem Anwalt, mit dem ich mich auf der

Rückreiſe über die Sache beſprach. Er gilt für einen unſerer
beſten Verteidiger, und die Angelegenheit meines Vaters,
für die er gleich Feuer und Flamme war, iſt bei ihm
jedenfalls in guter Hand. Es wird Licht, Fräulein Lind-
horſt! Ganz ſo fürchterlich, wie es mir bis jetzt vorkam,
iſt das Leben doch vielleicht nicht.“

„Jch finde es im Gegenteil ſehr ſchön“, lächelte ſie. „Man
muß es ſich nur einzurichten wiſſen.“
Sie waren in das Wohnzimmer getreten, und Hubert,
der heute das Stillſitzen nicht vertrug, ging heute mit
weit ausgreifenden Schritten auf und nieder.

„Jch habe eine Bitte, Herr Mayrhofer“, ſagte Gaby.
Und er blieb ſtehen.

„Dem Himmel ſei Dank, daß Sie mich auch einmal
um etwas bitten! Möchte es nur etwas ganz Großes und
Schweres ſein.“

„Jch weiß nicht, ob Sie es dafür anſehen. Sie ſollen
mir etwas von Jhren früheren Arbeiten zeigen.“

Er lachte ſpitzbübiſch.
„Das geht leider nicht. Die Kaffeetaſſen und Deſſertz

teller. die ich drüben in der Fabrik bemalte, blieben ja
nicht in meinen Händen.“

„Die meine ich auch ſelbſtverſtändlich nicht. Aber Jhr
Mutter ſagt, daß Sie noch einiges beſäßen von damals,
aus Jhren Künſtlertagen. Das dürfen Sie mir nicht vor
enthalten.

Er ſchüttelte den Kopf.
„Das alles iſt viel zu ſchlecht, als daß ich es vor Jhre

Augen bringen möchte. Aber ich will Jhnen einen Gegen-
vorſchlag machen. Erlauben Sie mir, Sie zu malen, Dann
mag ſich's erweiſen, ob ich etwas kann, oder ob es nur zum
Blumenmalen reicht.“

Wollen Sie das wirklich?“ fragte ſie erfreut.
lich bin ich mit Vergnügen einverſtanden.
ſchon müſſen Sie beginne.“

„Schön! Morgen früh fahre ich nach Neuenwalde, um
mich mit dem nötigen Material zu verſehen. Jch hätte
es ohnedies getan; denn mit der Faulenzerei muß es jetzt

ein Ende haben. Und ich will arbeiten arbei
Er reckte die Arme aus, als ſolle es ſich um eine Arbeit

mit der Axt oder mit dem Dreſchflegel handeln. Da kamen
durch die offen gebliebene Haustür von draußen her die
ſchweren Tritte zweier Männer. Kurz und hart wurde
an die Tür des Zimmers geklopft.

„Herein!“ rief Hubert, und verwundert ſah Gaby den
fhr bekannten Kommandanten der Gendarmerieſtation ein
kreten. Ein zweiter behelmter Kopf, der Kopf eines Gen-
FTermen tauchte hinter ihm auf.

Als der Kommandant ſie erblickte, grüßte er militäriſch
tand mit einer kleinen Verbeugung; aber ſein dunkelrotes,
r Geſicht blieb todernſt. Jn ſteifer, dienſt

licher Haltung wandte er ſich gegen Hubert.
„Guten Tag! Sind Sie der Porzellanmaler Mayrhofer?“
„Jch bin der Maler Mayrhofer. Was wünſchen Sie von

„Natür-
Und morgen

mir

„Jch habe einige Fragen an Sie zu richten. Kennen Sie
den atsanwalt Dr. Arno Günther?“ fragte der Kom
mandant.

„Ja.
„Sind Sie mit ihm verfeindet?“
„Nein ich verachte ihn nur.

das Sie
e heute nachmittag im Walde jenſeits des Sees

a.“
„Und Sie ſind da dem Herrn Staatsanwalt begegnet
„Allerdings. Doch nun möchte ich endlich wiſſen
„Haben Sie auf den Staatsanwalt geſchoſſen 2“
„Geſchoſſen wiederholte Hubert. Es ſah aus, als wolle

er auffahren. Doch er hielt an ſich und ſchüttelte den Kopf.
„Nein, ich habe nicht die Gewohneit, auf wehrloſe Spazier-

gänger zu ſchießen.“
„Sie behaupten alſo, nichts von dem Vorgang zu wiſſen
„Von welchem Vorgang? Daß jemand auf den Mann

geſchoſſen haben ſoll? Nein, davon weiß ich nichts. Den
Knall eiens Schuſſes habe ich gehört. Jch glaubte, er
komme von einem Jäger.“

„So habe ich Jhnen zu eröffnen, Herr Mahrhofer, daß
Sie verhaftet ſind. Machen Sie, bitte, keine Umſtände!“

Verhaftet? Jch? Auf was hin? Und mit welchem
Recht

„Darüber können Sie ſich morgen von dem Richter be
en laſſen. Jch habe Jhnen vorläufig nichts weiter zu
agen.“

Nun vermochte Gaby nicht länger an ſich zu halten.
Mit zwei raſchen Schritten ſtand ſie vor dem Beamten

„Nein, Herr Kommandant, das iſt ein himmelſchreiendes
Unrecht das dürfen Sie nicht tun!“

„Mein gnädiges Fräulein
„Sie kennen mich ja. Und wenn ich Jhnen ſage, daß

Sie im Jrrtum ſind daß Herr Mahyrhofer die reine
Wahrheit ſpricht es ſollte Jhnen doch wohl genügen.“

„Entſchuldigen Sie ich bin im Dienſt und ich kann
keinerlei Bürgſchaften privater Perſonen annehmen. Herr
Mayrhofer, ſind Sie bereit, mit uns zu gehen

Hubert antwortete nicht. Seine Augen hingen an Gabys
von der Erregung gerötetem Geſicht. Es war, als gebe es
in dieſem Augenblick für ihn auf der Welt nichts anderes
als den ſchönen blonden Mädchenkopf mit den leiſe beben-
den Naſenflügeln und der kampfentſchloſſenen Miene,

„Nein, er ſoll nicht mit Jhnen gehen,“ rief ſie ſtatt ſeiner.
„Was Sie da tun, iſt ungeſetzlich. Zeigen Sie mir Jhren
Befehl!“

Das war nun doch mehr, als ſich der Kommandant im
Beiſein eines Untergebenen bieten laſſen durfte. Stolz
warf er ſich. in die Bruſt. (Fortſetzung folgt.)

Aber was kümmert

Votteodienſt Anzeigen S Voranzeige! VoranzeigeSonntag, den 21. Oktober 1923 (21. n. Trin.)denten S in r Volk abhne AmmendorfEs predigen: S III Maciſte und die e Lüge 2 Aufführung im „Tivoli“:
Dom. Vorm. 10 Uhr: Diakonus Wuttke. F 2Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt. 2 chineſiſche Truhe eines Ommers. S Verliebte Leute!

Donnerstag, abds. G. 30 Uhr: Bibelſtunde S Großes Filmwerk in 5 Akten T Operette in 3 Akten von G. Mielke.
in der Herberge zur Heimar. Diakonus Wuttke Senſationsfilm in 6 Abßten. Bruno Kaſtner.
Jnnqjeanen Wenn rege Vereins 2 J d 5 ſiaſſge sSeffnerſtratze 1). n n beiden eatern erſtklaſſige Beiprogramme- zSonntag, abends 7.30 Uhr. Verſammlung. Anfang wochentags nachmittag 5 und 7 Uhr. e Sene nachmittag 3 Uhr. S ie zwiſchen dem Kraftwerk

Volksbibliothek: Geöffnet Sonntags von
11.30 bis 12.30 mittags.r Ken mr er en. u So Groß-Kayna und dem

Speiſepunkt Osmünde
ſchluß Beichte und Feier des heiligen Abendmahls,
insbeſondere für Mitglieder des evangel. Mädchen-
bundes St. Maximi. Vorm. 11 Uhr: Kinder-
gottesdienſt. Derſelbe.

Mittwoch, abends 7 Uhr: Familien-Abend des
Kinder-Gottesdienſtes im „Neuen Schützenhaus“.

Evang. Männer- und Jugendverein.
Sonntag, abends 8 Uhr: Verſammlung.

Paſtor Angermann. Vortrag: Ulrich von Hutten Jed

——77

Goldbuchführung.
er Kaufmann muß heute in ſeinen Büchern

4 Stadttheater Halle.
Sonnabend, abds. 7 Uhr:

Aigeunerliebe.
Romantiſche Operette in
3 Akten von Franz Léhar.
Sonntag, abds. 7 Uhr:
Nigaros Hochzeit.

neu erbaute 100 000 Volt- Leitung
wird am 28. Oktober 1923 unter
Spannung geſetzt. Es wird
dringend vor dem Beſteigen der Maſte
durch Unbefugte gewarnt. Das Be-
rühren der Leitungen iſt mit Lebens-
gefahr verbunden.

Oper in 4 Aufzügen von ElektrizitätswerkLehrer Gutbier. r Goldwert und Papierzahlung W. A. Mozart. S achſenAnh alt A.G
Evang. Mädchenbund St. Maximi. nebeneinander führen. Ohne ſolche An- Wontag, abds. 7 Uhr: n m

Dienstag, 8 z 7 gang in der ordnung iſt nicht mehr auszukommen. Propheten.erberge zur Heimat. Lehrer Buſch in I ſ T eritt shauſpie in atten von iMittwoch, abends 8 Uhr: Verſammlung an Wir liefern in kürzeſter F riſt
der Geiſel 5 fällt aus.

Hanns gehſt.

Altenburg. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Kratzenſtein J c irrt v n Bücherstube Felle Schafwolle
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt. in allen gewünſchten Ausführungen und Liniaturen. im Herzog Chriſtian kaufe zu Tagespreiſen.

Menſchau. Vorm. 8 Uhr: Paftor Kratzenſtein.
Montag, Vorm. 10 Uhr: Kirchweihfeſt. Paſtor
Kragzenſtein.

Neumarkt. Vorm. 10 Uhr: Paſtor Boit.
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt.

Lontag, abends 8 Uhr: Konfirmierte Söhne
im Pfarrhauſe.

Donnerstag, abends 8 Uhr: Mädchenverein
St. Thomae im Pfarchauſe.

Chriſtliche Verſammlung, Blanckeſtraße l.
Sonutag, abends 8 Uhr: Evangel.-Vortrag.
Donnerstag, abends 8 Uhr: Bibelſtunde.

Landeskirchliche Gemeinſchaft 77
Verſammlungslokal: „Herberge zur Heimat“.

Probeblätter und Muſtereinbände
können in unſerer Zweiggeſchäftsſtelle Gott-
hardtſtraße 38 eingeſehen und beſtellt werden.

Merſeburger Druck- und Verlagsanſtalt

Merſeburger Tageblatt (Kreisblatt).

Ausſtellung und Verkauf
täglich 4——6 Uhr.

Gofort. Umtauſch von Schaſwolle geg. Strickgarn

Auf Wunſch Vertreterbeſuch.
hauſes

L. Baltz n
rad mit

Morgen, Sonnabend,
ab vormittags 10 Uhr,
Verſteigerung im Gaſt-

urFunkenburg“
ie Schlafzimmer-

einrichtung kommt nicht
zum Verkauf (ſiehe Jnſer.
v, geſt.); dafür 1 Herren

Albert Franke,
beeidigter Auktionator,

Merſeburg.

MerſebF. Herrmann, Sothetdlſeuge
Händler Vorzugspreiſe.

m KaufewehenMauſerpiſtolen. Parabellum, Taſchenpiſtolen u.
Munition, ferner Prismengläſer und 08 Gläſer.
Auch Umtauſch gegen Taſchenpiſtolen-
Keine Konkurrenz iſt in der Lage, meine Preiſe
zu zahlen! e Keise u. Unkosten werden vergütet.

Freilauf.

Mittwoch, abds. 8 Uhr: Bibelbeſprechſtunde.

Chriſtl. Verein junger Männer (Seffnerſtr. 1).
Sonntag und Dienstag, abends 8 Uhr:

Verſammlung.
Evangeliſche Kirchengemeinde Röſſen.

Sonntag, den 21. Oktober 1923 (21. n. Trinit.)
Vorm. 10 Uhr Paſtor Jentzſch.

Katholiſche Gemeinde.

Gold Nur Halle a. S., Rannischestr. 13,

Eingang Moritzzwinger
Max Beil, Uhrmacher, Telephon 1286.

Silber-Bruch, Brillanten, Zahngebisse
Ankaufstelle für EdelmetalleLuxussteuerfrei!

unſeres

Sonnabend, von 5 Uhr ab: Beichtgelegenheit.
Sonntag, den 21. Oktober 1923

Früh 7 Uhr: Heil. Meſſe mit Predigt; 9.30 Uhr:
Hochamt mit Predigt.

Röſſen. 8 Uhr: Hochamt mit Predigt in der
Kirche. 10.30 Uhr: Heil. Meſſe in der Schule.

Stöbnitz. 11 Uhr Gottesdienſt mit Predigt.

Zügaretten
für Händler und
Gaſtwirte liefert
atharinentraße 17. Tel ephon Nr. 23 918.

Ia. engl. Kohlen
für Gas- und Industriezwecke, sowie und Fortführung der

Hamburg-Emder
Kohlen-Import-Gesellschaft

m. b. H., Emden.
M. Glaſer, Leipzig Teleton Nr. 911, 931, 932 und 880. Leipzig Böhlitz-Ehren Sohmidt, Leipzi

Telegramm-Adresse: Hekig.

Empfehle mich zur

Zum 1. November
ſuchen wir zur Bedienung

einen ordentl. gut empfohl

Milchverkäufer.
Meldungen erbitten wir Sichtſchrift, neueres Modell
vorerſt nur ſchriftlich.
Bolkerei-Genoſſenſchaft
e. G. m. b. H. Schafſtädt.

L. Möllering, Halle a. S.
Dreyhauptſtraße 1 Il (im Hauſe der Poſt).

Schreibmaſchine ſff Mövl.

zimmer
zu mieten geſucht. Off.

Verkaufswagens

zu kaufen geſucht.
Off. u. G 2 a. d.
d. Ztg. Gotthardtſtr. 38.Sig 2 unt. O. an die Ge-

KokKs Vücher aller Syſtemel

auch für Landwirtſchaft auf

S 1Repiſion, Einrichtung Wenn
Herrenzimmer
Küchen

Erledi ung v on Möbelwerkstätte
Gr.Kayna. 11 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt liefert aus laufend eintreffenden Dampfern u. zur un Hiller, Leiprig,
Naundorf. 8 Uhr: Gottesdienſt mit Predigt ab Hamburg, Weserhäfen oder Emden Steuerangelegenheiten Langestr. 22.

Suche guterhaltenen ſchäftsſtelle dieſ. Blts.

Herrenpelz Ingenieur, ledig, ſucht gut

en einzutau 5 zGefl. Angeoote n 451/23 möbl, zimmer
an die Expedition d. Bl. in beſſerem Hauſe. Zeit

äße lung zugeEhepaar ohne Kinder ſucht re

W. Krumpe,
Bücher-Reviſor.

berg, Auenſtraße 24.

Sind engl. Eifabiuns l e rüägder
m. Frlf., pr. Gummi,

er ſofort ein bis zwei Wiehep einfach möblierte der Geſchäftsſtelle d. Blts

ſol. ſof.ZTiümmmner. a e.
1Jahr Garantiel 100 Gold- M. Wäſche, Betten und Kohlen Bettwäſche wird geſtellt.

g, werden geſtellt. Off. unt. Offerten unt. 4500/23 an
Kloſtergaſſel6. Tel.29433.4000/23 a. d. Geſch. d. Bl. Filiale Gotthardtſtr.

e

S 2

S
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